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° und damit lediglich auf die Zulässigkeit der Eigenkapitalverzinsung an sich. Zur Zulässigkeit der Kombination von
kölkulatorischen Abschreibungen des Anlagevermögens auf der Basis von Wiederbeschaffungszeitwerten mit
kalkulätorischen Nominalzinsen auf Anschaffungsrestwertbasis und des damit einhergehenden doppelten
Inftätionsausgleichs ist damit nichts gesagt. Außerdem heißt es auf Seite 2 dieses. Protckalls zuvor, dass "die
Verzinsung des Eigenkapitals für den Gebührenhaushalt keinen Gewinn, sondern einen Kostenfaktor, närnlich einen
Preis für die Überlassung von Kapital aus dem Steuerhaushait darsteiie”.

“ Davon abgesehen erscheint es dem Senat in seiner aktuellen Besetzung auch fraglich, ob von den in der bisherigen
' Senatsrechtsprechung als Begründung angeführten Äußerungen eines Ministerialrats im Innenministerium NRW vor
dem seinerzeitigen Kommunalpoliischen Ausschuss des Landtags Nordrhein­Westfalen auf den Willen des historischen
Gesetzgebers, also des damaligen Landtags, geschlossen werden kann. \

=. Schließlich vermag den Senat in seiner aktuellen Besetzung auch die in der bisherigen Senatsrechtsprechung,

vgl etwa: OVG NRW, Urteil vorn 13, April 2005 ­3.A SLEUAN ­, aa. O., juris Ra. 37 ff,

"s angeführte Begründung nicht zu überzeugen, es hätte nahe gelegen, dass der Landesgesetzgeber eine ausdrückliche
(andersgeartete) Regelung zum Umfang der Ansatzfähigkeit der kalkulatorischen Kosten in das
Kemmunalabgabengeseiz eingefügt hätte, wenn er die bisherige Senatsrechtsprechung als nicht haltbar angesehen

. hätte, Denn eine spätere Änderung ven & 6 KAG NRW ist nicht daran gescheitert, dass die bisherige
Senatsrechtsprechung einschließlich der Ermättung des Willens des historischen Gesetzgebers vom
Landesgesetzgeber für zutreffend erachtet wurde, sondern ar1anderen politischen Gründen.

= Vgl, hierzu: Landtag Nardrhein­Westfalen, Ausschuss Jrotokoli Nr 13/1312, S. 13 Mitte und S. 14 oben; Brüning, in:
GemHH 2021, 169 (174).

“Der in der Gebührenkalkuiston der Beklagten bei der Fremd­ und Eigenkapitalverzinsung angewandte
Einheitszinssatz von 6,52 % ist nicht mehr angemessen i. S. d. 8 6 Abs. 2 Satz 41. Halbs. a. E. KAG NRW. Den

erheblichen Spielraum beim Ansatz der kalkulatorischen Verzinsung des aufgewandten Kapitals (dazu 1.) hat die
Beklagte hier überschritten (dazu 2.).

"1. Nach 8 6 Abs. 2 Satz 4 KAG NRW gehört zuden ansatzfähigen Kosten auch eine angemessene Verzinsung des
aufgewankhen Kapitals, wobei der aus Beiträgen und Zuschüssen Dritier aufgebrachte Eigenkanitalanteil außer Betracht
bleibt (sog. Abzugskapital). Mit dem Begriff "angemessene Verzinsung” des aufgewandten Kapitals, das sowohl das

Fremd­ als auch das Eigenkapital umfasst, gesteht das Gesetz den Gemeinden einen Beurteilungsspielraum zum
eigenverantworlichen Tätgwerden zu, der seine Grenze erst im Willkürverbot findet.

* Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22, Januar 2007 ­3 2 322:494 ­, juris Rn. 72; vgl. auch: Bayv6H, Beschluss vom 23,
\ Oktober 2018 ­ 2UNLTE2L ­, BayVBl. 2019, 312, juris Rn. 18 ff.

“" Dabei hat die Gemeinde ein Wahlrecht zwischen einem einheitlichen Zinssatz für die gemeinsame Verzinsung von
Eiger ­ und Fremdkapital oder getrennten Zinssätzen für die jeweils eigene Verzinsung von Eigen­ bzw. Fremdkapital,

" Die Verzinsung mit einem einheitlichen Zinssatz kann beispielsweise dadurch erfoigen, dass der von der Gemeinde für
die Verzinsung des Eigenkapitals ermittelte Zinssatz ­ etwa aus dem mehrjährigen Durchschnitt der Emissionsrenditen
für festverzinsliche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emittenten als sicherer und längerfristiger Anlageform auf dem

Kapitalmarkt­ aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität auchbei der Verzinsung des Fremdkapitals zugrunde gelegt
wird. \

‚vgl. Brüning,a.a. 0.86 KAG NRW Rn. 150; Schröder,a. a. 0. 5.410 ff.

"* Ein derartiges Vorgehen erscheint auch deshalb sachlich gerechtfertigt, weil der Anteil des Fremdkap!als en dem
insgesamt zu verzinsenden Kapital in der Regel deutlich kleiner ist als der Anteil des Eigenkapitais.

Vgl. hierzu: Brand Salzgeber, KfW Research­ Fokus Volkswirtschaft, Nr. 360 vom 20. Dezemker 2021, "Finanzierung
öffentlicher Investitionen: Kredite allein helfen den Kommunen nicht", S. 1 T., wonach die Kommunenin Jahr 2020 rund

15 % des Investitionsvolumens über Kredite finanzierten, im langfristigen Durchschnitt eher 20 %, und andere

Fremdfinenzierungsinstrumente wie Sehuldscheindarlehen oder Anleihen durchschnittlich deutlich weniger als5 % des
Investifonsvolumens ausmachen.

"»,5o hat auch die Beklagte im vorliegenden Verfahren in ihrem Schriftsatz vom 8. Mai 2017 den Anteil des

fremdkapitalfinanzierten Anlagevermögens mit 2756 % und den Anteil des mit eigenen Mitteln finanzierten
Anlagevernögens mit 72,44 % angegeben.
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= Alternativ kann als einheitlicher Zinssatz auch ein gewichteter Mischzinssatz aus den von der Gemeinde für die
Verzinsung des Eigen­ bzw. Fremdkapitals jeweils ermittelten Zinssätzen angewendet werden.

"= Die Gemeinde kann hierbei die Gewichtung nach dem Anteil des Eigen­ bzw Fremdkapitals an dem im
Anlagevermögen der Abwasserbeseitigungseinrichtung noch gebundenen Kapital vornehmen, wenn sie diese Anteile

konkret berechnen kann. Das setzt die Zuordnung der Finanzierungsart (Eigen­ bzw. Fremdfinanzierung) zu bestimmten
Investiionsmaßnahmen voraus, welche nach dem haushaltsrechtlichen Grundsatz der Gesamtdeckung aber nicht
erforderlich ist \

"Vgl zu diesem Problem bereits: OVG NRW, Urteile vom5. August 1994 ­S A 12: ­, 2.2.0, juris Rn. 83, sowie
vom 22. Sepiember 1999 ­ 3A 25/97 ­, NWVBI 2000, 380, juris Rn. 12; einschränkend OVG NRW, Beschluss vom
22. August 2003 ­2A37088­, juris Rn. 45,

" Nach diesem Grundsaiz dienen die im Haushaltsplan (Finanzplan) ausgewiesenen Einzahlungen aus derAufnahrne von
Krediten nämlicch insgesarit der Deckung der dort ausgewiesenen Auszahlungen für dieInvestitionstätigkeit. Die Kredite
werden von der Gemeinde mithin regelmäßig für die gesetzlich zulässigen Zwecke insgesamt aufgenommen und nicht

_ etwa für bestimmte einzelne Investitionen oder Umschuldungsvorhaben.

® Vgl, Knirsch,&.4.0.886Rn.7.

 Ygl. hierzu: BVerwG, Urteile vom 23. August 1990 ­3C 2.893 ­ ‚BVerwge

‘= Dieser Grundsatz des kommunalen Haushaltsrechts war bis zum 31. Dezember 2018 in 8 20 der Verordnungüber das
Haushaltswesen der Gemeinden im Land Nordrhein­Westfalen (Gerneindehaushaltsverordnung Nordrhein­Westfalen ­
GemHVO NRW) norniert und ist seit dem 1. Januar 2019 in 8 20 der Verordnung über das Haushaltswesen der
Kommunen im Land Nordrhein­Westfalen (Komimunalhausshaltsverordnung Nordrhein­Westfalen ­ KomHVO NRW)
‚geregelt,

2 Gleichwohl zeigt die Praxis, dass trotz des haushaltsrechtlichen Grundsatzes der Gesamideckung in manchen.
Gemeinden eine Aufschlüsselung von Fremd­ und Eigenkapitalfinanzierung im Hinblick auf das Anlagevermögen der
Abwasserbeseitiguingseinrichtung (etwa anhand von Nebenaufzeichnungen) erfolgt. ==

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22. August 2003 ­ 8 A 8788/89 ­, juris Rn. 45: Schröder, 2a.2.0,5.3235f.u.4ilf, m
W.N. " .

"* Sollte der Gemeinde die konkrete Berechnung des Eigen­ bzw. Frremdkapitalanteils an dem im Anlagevermögen der
Akwasserbeseitigungseinrichtung noch gebundenen Kapital nicht möglich oder diese mit einem zu hohen

. Verweltungsaufwand verbunden sein, kann sie in Konsequenz des Gesamtdeckungsprinzips stattdessen den Eigen­
bzw. Fremdkanitelanteil an ihrem gesamten Anlagekapital zu einem bestimmten Stichtag {z. B. 31. Dezember des
Vorvorjahres des Veranlagungsjahres} zugrunde legen. Für die Verzinsung des Fremdkapitals kann dar1nein nach den
jeweiligen Kreditsummen gewichteter Durchschnittszinssatz aus den Zinssätzen alter Investitionskredite der Gemeinde

zu einen bestimmten Stiehtag (z. B. 31. Dezember des Vorvorlahres des Veranlagungsjahres) errittelt werden. Sind
alle Investitionen einer Gemeinde zu einem bestimmten Prozentsatz fremdfinanziert, rechifertigt dies nämlich aus
Gründen der Verwaltungsprakikabiität die Annahme, auch die Aufwendungen für Investitionen in die

Abwasserbeseitigungseinrichtung seien in diesem Umfang fremdfinanziert, und zwar zu einem Zinssatz, der sich aus
den gewichteten durchschnittlichen Konditionen aller Investitionskredite der Gemeinde ergibt.

8, juris Rn, 14, und vom18, März 2009
RS ­, BVAWOE LAL zun, juris Rn. 14 ff. {für das Erschließungsbeitragsrecht).­ BIT ADR

"= So Ist vorliegend ursprünglich auch die Beklagte verfahren, um den von ihr zunächst erwogenen einheitlichen
Mischzinssatz (5,35 %) zu berechnen (vgl. hierzu die Schriftsätze der Beklagten vom 4. und 16. Mai 2022).

= Bei einer Verzinsung mit getrenrten Zinssätzen können etwa die von der Gemeinde in dem Kalkulationszeitraum zur

Finanzierung des Anlagevermögens der Abwasserbeseiiigungseinrichtung tatsächlich zu zahlenden Frermdkapitalzinsen
in Ansatz gebracht werden,

= so schon: Landtag Nordrhein­Westfalen, Drucksache Nr. 810 vom 9. Suli 1968, 5.36,
= wenn die Gemeinde diese Zinsen­ trotz des haushaltsrechtlichen Grundsatzes der Gesamtdeckunig ­ konkret ermitteln

kann. Alternativ kann von der Gemeinde für die Verzinsung des Fremdkapitals. ein nach den jeweiligen Kreditsummen
gewichteter Durchschnittszinssatz aus den Zinssätzen der von ihr zur Fremdfinanzierung des Anlagevermögens der
Abwasserbeseitigungseinrichtung aufgenommenen Kradite ermittelt werden, wenn der Gemeinde eine solche Ermittlung
­ ungeachtet des Gesamideckungsprinzips ­ möglich ist,
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’ Demgegenüber gibt es nach den Erkenntnissen des Senats keine validen, Öffentlichen Daten zum langjährigen
Qurchschnitlichen Zinsniveau für Kommunalkredite, die einer Gekührenkalkulation allgemein ­ vergleichbar dem
Durchschnitt der Emissionsrenditen der Anleihen der öffentlichen Hand nach den Statistiken der Deutschen

Bundesbank für die Verzinsung des Eigenkapitals ­ zugrunde gelegt werden könnten. Weder die Deutsche Bundesbank
noch das Statistische Bundesamt noch Förderbanken wie die Kreditanstalt für Wiederaubau (KfW) veröffentlichen
derartige Daten. Den Rückgriff auf die veröffentlichten Statistiken zu Krediizinsen ven privaten Haushalten
(Wohnungshaukredite, Konsumentenkredite) oder von Unternehmen {nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften} häft der
Senat wegen iehlender Vergleichbarkeit für fragwürdig. Abgesehen davon wären Durchschnitswerte wenig
aussagekräftig, da Kommunen je nach gewählter Laufzeil der Fremdfinanzierung und je nach Verschuldungsgrad ganz
unterschiedliche Zinssätze zahlen, ' \

= 2. Der von der Beklagten bei der kalkulatorischen Verzinsung angewandte einheitliche Nominalzinssatz für Fremd­ und
Eigenkapital von 6,52 % ist nicht mehr sachlich gerechtfertigt,

“: Diesen Zinssatz hät die Beklagte auf der Grundlage der bisherigen Rechtsprechung ermitlelt (dazu unter a)), die der

Senat aber nunmehr in wesentlichen Teilen aufgikt (dazu unter b)).

"® a) Die Beklagte hat in cler Gebührenkalkulation entsprechend der langjährigen Senatsrechtsprechung,
“= ygl, etwa! OVG NRW, Urteile vom 5, August 1994 ­4A 124822 =, a. a. 0., juris Rn. 83, und vom 1. September 1999 8

ASTINES ­, juris Rn. 178 ff, Beschluss vom 22. August 2003 ­$A 79683 ­, juris Rn. 39 ff, Urteile vom 14. Dezember

2004­3 A3187IOL ­, NAVBL A003, AIG, juris Rn. 59 ff., und vorn 13. April 2005 ­SASIZONE ­, a. a0. juris Rn. 61 ff.
Beschluss vom 22. Januar 2007 ­ 3 A 322454 ­, juris Rn. 82 ff.,

». sowohl das Eigen­ ais auch das Frerndkapital mit einem eiinheitiiichen Nominalzinssaiz von 6,52 % kalkulatorisch
verzinst. Diesen Zinssatz had sie ermittelt aus dem fünfzigiährigen Durchschnitt der Emissionsrenditen für

festverzinsliche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emittenten bis zum Vorvorjahr (2015) des Veranlagungsjahres

(2017) i.H. v. 6,02 % zuzüglich eines (pauschalen) Zuschlags von 0,5 Prozentpunkten, um dem Umstand Rechnung zu

tragen, dass wegen der die Anlagezinsen regelmäßig übersteigenden Kommunalkreditzinsen der Fremdkapitalanteit zu
einem höheren Zinssatz zu berücksichtigen sei. u

rFF Wie­das Verwaltungsgericht Gelsenkirchen in seinem erstinstanzlichen Uneil (Seite 11 des Urtellabdrucks) zutreffend
ausgeführt hat, ist der Beklagten bei der Zinssatzermittung allerdings ein geriingfügiger Fehler (Überhöhung um 0,066
Prozentnunkte) dadurch unterlaufen, dass sie zur Berechnung des fünfzigjährigen Durchschnitts der Emissionsrenditen

für festverzinsliche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emittenten nicht auf die von der Deutschen Bundeskank
veröffentlichten Daten, | ;

“= ygl, Deutsche Bundesbank, Kanitalmarktkennzahlen Mai 2022, Statistische Fachreihe, Tahelle li. 1.: Emissionsrenditen

‘nach Wertpapierarten, Spalte: Anleihen der öffentlichen Hand zusammen, im. Internet abrufbar „unter
https‘www.bundesbank.de/de/publikationer/statistischefachreihen,

"= zurückgegriffen hat, sondern auf die von der Gerneindeprüfungsanstalt Nordrhein­Westfalen (GPA NRW) zur Veerfügung
. gestellten Daten, denen aber versehentlich nicht die von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Werte der

Emissionsrenditen "Anleihen der Öffentlichen Hand zusammen", sondern (nur) die Werte der Emissionsrenditen
"Öffentliche Pfandbriefe” zugrunde lagen.

" b).Davon abgesehen ist die Zinssatzermitlung der Beklagten zur Überzeugung des Senats nicht sachlich gerechtfertigt
und geht damit über eine angemessene Verzinsung des aufgewandten Kapitals 1. S.d. 86 Abs. 2 Satz 4 KAG NRW
hinaus, Die bisherige Senatsrechtsprechung wird größtenteils ausdrücklich aufgegeben. Wählt die Gemeinde ­ wie hier ­
einen einheitlichen Nominalzinssatz für die gereinssine Verzinsung von Eigen­ und Fremdkapital und orientiert sich

dabei auch bei der Verzinsung des Fremdkapitals aus Gründen der Verwaltungspraktikakilitiät an dem für das
Eigerkanital ermittelten Zinssatz, hält es der Senat nur. für sachlich vertretbar, den zehnjährigen Durchschnitt der
Emissionsrenditen für festverzinsiiche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emittenten bis zum Vorvorjahr des
Veranlagungsjahres (dazu unter (1}} ohne einen (pauschalen) Zuschlag von bis zu ca. 0,5 Prozentpunkten (dazu unter
(2}) zugrunde‘ zu legen. Davon ausgehend ist der über einen einheitlichen kalkulatorischen Zinssatz von 2,42 %

hinausgehende Zinsansatz durch die Beklagte unangemessen (dazu unter (S}}.

‘= (1) Der Senat hält die Ermittlung des einheitlichen Nominalzinssatzes aus dem fünfzigjährigen Durchschnitt der

Emissionsrenditen für festverzinsiiche Wertpapiere inländischer öffentlicher Emittenten bis zum Vorvorjahr des
Veranlagungsjahres nicht für sachlich gerechtfertigt. " \
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»" Grund für den Rückgriff auf den fünfzigjährigen Durchschnitt als Eigenkapitalzinssatz ­ der als Einheitszinssafz auch der
kälkujatorischen Verzinsung des Fremdkapitals zugrunde gelegt wird ­ war nach der bisherigen Senatsrechtsprechung
der Umstand, dass es sich um einen kalk1fatorischenZins handelt, der sich auf den gesamten Restbuchwer, mithin auf

Anlagegüter unterschiedlichsten Alters bezieht. Für die Bestimmung des Zinssatzes könnten deshalb nicht die in der

jeweiligen Gebührenperode am Kapitalmarkt ‚herrschenden Verhälinisse, sondern nur "langfristige"

Durchschnittsverhälinisse maßgebend sein.

= Vgl etwa: OVG NRW, Urteil vom 5. August 1994 ­3A 124882 ­, a. a. O. Juris Rr1. 83, Beschluss vom 22. August2003
­ 5 A $78%03­, juris Ri. 39 f., Urteile vorn 14. Dezember 2004 SASIT ­ a.&0, juris Rn. 59 f., und vom 13. April
2005­SA 1120/03­ aaO, juris Rn. 82 f.

"Dieses alleinige Abstellen auf die mutmaßliche Nitzungs­ bzw. Abschreibungsdauer von besonders langlebigen

Anlagegütern der gemeindlichen Abwasserbeseiligungseinrichtung {wie z. B. Kanälen) lässt den Zweck des Ansatzes
einer kalkulatorischen Verzinsung des Eigenkapitals in der Gebührenkalkulation außer Betracht. Es handelt sich um

"sogenannte Oppernlunitätskosten, worunter man betriebswirtschaftlich den entgangenen, Nutzen aus der nicht

2

A

& Vgl, BVerwö, Beschluss vom 19. September 1983 ­3 B 1782 KEIN

realisierten bestmöglichen Allernativverwendung versteht,

= Vgl. Wöhe, a. a. 0. 5. 867; Coenenberg / Fischer/Günther, a. a. 0,5. 90.

In die Gebührenkalkulation werden also Kosten eingestellt, die der Gemeinde dadurch entstehen, dass sie auf eine
anderweitige rentierliche Eigenkapitälverwendung verzichtet. Das in der Anlage gebundene Eigenkapital kann nicht zur
Erfüllung anderweitiger üffentlicher Aufgaben eingesetzt werden und daher an anderer Stelle keine Zinserträge
erwirtschaften bzw. Zinsieistungen für Fremdkapital ersparen.

4, 11, juris Rn. 5; Landtag Nordrhein­
Westfalen, Drucksache Nr. 810 vom 9. Juli 1968, S. 36; BayVGH, Beschluss vom 23. Oktober 2018 ­ 2 UN ITS2L ­, a
a.0., juris Rn. 18: Brüning, in: GemHH 2021, 169 (171). \

: Grund für die Eigenkapitaiverzinsung ist daher, dass die Gemeinde entweder das Kapital sicher und langfristigam

Kapitalmarkt hätte anlegen und Habenzinsen erzielen oder es für eine andere Öffentliche Aufgabe hätle verwenden

können statt diese frenidzufinanzieren und Süllzinsen entrichten zu müssen.
» Wird der kalkulstorische Eigenkapitalzinssatz ­ wie auch vorliegend durch die Beklagte ­ aus einem (fiktiven)

Habenzinssatz ­ hier dem mehrjährigen Durchschnitt der Emissionsrenditen für festverzinsliche Wertpapiere
inländischer öffentlicher Emittenten {Anleihen der öffentiichen Hand) als sicherer und längerfristiger Anlageform auf dem
Kapitalmarkt ­ hergeleitet, ist also zu fragen, welche Anlagedauer die Gemeinde bei alternativer Anlage des

Eigenkapitals am Kapitalmarkt in der vorgenannten Weise typischerweise gewählt hätte.
®* Dies zugrunde gelegt, hält der Senat die Erniitllung eines Eigenkapitalzinssatzes nur aus dem bis zu zehnijährigen

Durchschnitt der Emissionsrenditen für festverzinsliche Wertpapiere inländischer Öffentiicher Emittenten bis zum

Vorvworjahr des Veranlagungsjahres für sachlich gerechtfertigt.

‘= Anleihen der öffentlichen Hand decken nur das Laufzeitspektrum bis zu 30 Jahren ab; (ganz) ük‚erwiegend liegt die
obere Laufzeitgrenze der von der Öffentlichen Hand begebenen und sodann.var den Anijegern gekauften Anleihen
allerdings schon seit geraumer Zeit kei zehn Jahren.

: Vgl. Gr/ Perczyrski, Wirtschaftslehre des Kreditwesens, 35. Auflage, 2001, 5. 217 und 219; Deutsche Bundesbank,
Monatsbericht Oktober 2008, 3. 38 T., ­ im inlernet abrufbar . unter:

\ hups www. bundeshank.de/deipubiikationen/bkerichte/rnonaisherichteimconalsherichtoktober­2006­692514; _Büschgen,
Das kleine Börsen­Lexikon, 23. Auflage, 2012, 5. 63.

‘= Dieser Befund wird bestätigt durch die von der Deutschen Bundesbank auf Ihrer Internetseite veröffentlichte Zeitreihe

"Gewogene durchschnitlliche Resstiaufzelt der in die Umlaufrendite einbezogenen Papiere / ‚Anteiher der öffentlichen
Hand”

{https/www.bundesbank.de/dynamic/action/de/statistiken/zeitreihendatenbanken/zeitreihendatenbank'723452/7234527

tsid=BBSIS.M.L.UMR.DR.EUR.513.B.A.A.R.AA._Z._2.Aßlistidewuw_skms_it08f&dateSelect=2022). Danach lag die

Restlaufzeit der in der Zeitreihe erfassten Anleihen der Öffentlichen Hand mit Restiaufzeiten von drei bis maximal
dreißig Jahren (Angabe in der E­Mail des Datenservicezentrums der Deutschen Bundeshank an den Senat vom 11. Mai

2022} im nach dem Volumen der jeweiligen Anleihen gewichteten Durchschnitt in den letzten zwanzig Jahren ungefähr
bei zehn Jahren.
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= Demnach hätte eine Gemeinde in der Vergangenheit ihr Eigenkapital alternativ am Kapitalmarkt typischerweise in
festverzinslichen Wertpapieren inländischer öffentlicher Errittenten (Anleihen der öffentlichen Hand) mit einer Laufzeit
von zehn Jahren angelegt.

= (2) Den (pauschalen) Zuschlag von bis zu ca. 0,5 Prozentpunkten, der dem Umstand Rechnung tragen sollte, dass

wegen der die Anlagezinsen regelmäßig ükersteigenden Kommunalkreditzi nsen der Fremdkopitalarviel zu einern
höheren Zinssatz zu berücksichtigen sei, \

: vol. etwa: OVG NRW, Urteile vom 5. August 1994 ­3 A 134882 ­,a. a. O, juris Rn. 83, und vom 13. April 2005 8A
BIROEE ­ aaO. juris Rn. 69 f., Beschluss vom 22, Januar 2007 3 A 232444 ­, juris Rn.70,

=s häft der Senat nicht mehr für sachlich gerechtfertigt. Denn durch diesen (pauschalen) Zuschlag findet eine Akkopplung
von den tatsächlichen Verhältnissen am Kapitalmarkt statt, da es durchaus auch gesamtwirtschaftliche Phasen oder
Situationen in einer einzelnen Gemeinde geben kann, in denen die (konkreten) Kornmunalkreditzinsen unter dem
ermittelten mehrjährigen Durchschnitt der Emissionsrenditen für festverzinsliche Wertpapiere inländischer Öffentlicher

Ermittenten liegen.

fL7 ­ Juris Rn. 127 f.

= Sollle der von der Gemeinde ermittelle Fremgkapitalzinssatz den ermittelten Eigenkapialzinssatz übersteigen, kann
dem dadurch hinreichend Rechnung geiragen werden, dass die Gemeinde ­ wie oben dargestellt ­ Eigen­ und

Fremdkapital mit jeweils eigenen Zinssätzen getrennt. oder auch mit. einem gewichteten Mischzinssatz im oben
beschriebenen Sinne gemeinsam verzinst,

= (3) Dies sowie die Entscheidung der Beklagten für einen einheitlichen Nominalzinssatz zugrunde gelegt, wäre in der
Gebührenkalkulation ein einheitlicher kalkulatorischer Zinssatz für die Verzinsung von Fremd­ und Eigenkapital von 2,42

% (= Durchschnitt der Emissiensrenditen der Anleihen der öffentlichen Hand aus den Jahren 2006 bis 2015 nach den
von der Deutschen Bundesbank veröffentlichten Daten) anzusetzen.gewesen.

== Ygl. Deutsche Bundesbank, Kapitalmarktkennzahlen Mai 2022, Statistische Fachreihe, Takeite li, 1. Emissionsrenditen
nach Wernpapierarten, Spalte: Anleihen : der öffentlichen Hand zusaremen, im Internet abrufbar unter

https //wwww.bundesbank.de/derpubiikationervstatistischefachreihen.

"= Soweit eine solche Verzinsung durch die tatsächlich erfolgie kalkulatorische Verzinsung mit einem Zinssatz von 6.52 %
überschritten wird, handelt es sich um in der Gebührenkalkulation nicht ansatzfähige Kosten.

® |m Übrigen steht die Überschuldung einer Gerneinde ­ enigegen der Auffassung des Klägers ­ dem Ansatz
kalkulatorischer (fiktiver) Zinsen auf das in einer Anlage gebundene Eigenkapital nicht entgegen. Insoweit wird auf die
zutreffenden Ausführungen des Verwaltungsgerichts Bezug genomnien (Seite 8 f. des Urteilsahdrucks).

"= Dam Vorschlag des vom Senat beauftragten Sachverständigen in seinem schriftichen Gutachten vom 20. Oktober
2021, den ermittelten kalkulaterischen (Eigenkapital­) Zinssatz um einen (pauschalen) Zuschlag für unternehmerische

Marktrisiken ­ vorliegend z. B. Erdbeben­, Bergbau­ und Starkregenrisiken für Abwasserkanäle im Ruhrgebiet ­ zu

erhöhen (vgl. hierzu Seite 24 und 31 des Gutachtens), vermag der Senet nicht zu folgen. Denn .die vom

Sachverständigen beispielhaft benannten Risiken können von der Gemeinde durch den Abschluss entsprechender
Versicherungen abgesichert werden, deren Prämien in die Gebührenkalkulation eingesteilt werden können. Sollten

keine entsprechenden Versicherungen existieren, käme allenfalls der Ansatz eines ­ im konkreten Einzelfall aber

schwierig zu ermittelnden ­ kalkulaforischen Wagnisses in der Gebührenkalkulation in Betracht.
® Vgl, hierzu: Schröder, a. a. O., 5. 418 ff.

Alternativ kann die Gemeinde ­ bei schon enistandenen Schäden ­. die voraussichtlich entstehenden
Reparaturaufwendungen in der Gebührenkalkulation In Ansatz bringen.

I, Eine unzulässige Kostenüberschreitung liegt auch darin, dass die Beklagte in ihrer Gehührenkalkulation
versenentlich die kalkulatorischen Abschreibungen für Fahrzeuge und Geräte doppelt angesetzt hal, Die Beklagte hat

diesen Kalkulationsfehler in ihrem Schriftsatz vom 20. April 2022 auf einen entsprechenden Hinweis des Senats auch
ausdrücklich eingeräumt,

® |[V, Die durch die vorstehend unter I. bis |il. benannten fehlerhaften Kostenansätze verursachte Kastenüberschreitung
liegt jenseits der vom Senat in seiner Rechtsprechung,

"vgl, etwa! OVG NRW, Urteile vom 5. Augusi 1994 ­2A 121802 ­, a. a O., juris Rn. 92, und vom 24. Ju 1995 3 &

2251/92 ­, NWVYEBL 1995, 470, juris Rn. 26,
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= angenommenen Bagatell­ bzw. Toleranzgrenze, wonach Kostenüberschreitungen von bis zu 3 % als unerheblich
angesehen werden und nicht zur Unwirksamkeit der Satzung führen. Dabei geht der Senaf davon aus, dass der von der

Beklagten in der. Gebührenkalkulation gewählte einheitliche kalkulatorische Nominalzinssatz für die Verzinsung von

Frermd­ ung Eigenkapital Zulässigerweise nur mit 2,42 % anzusetzen gewesen wäre und wegen der Wahl eines

Noniinalzinssätzes die kalkulatorischen Abschreibungen nur von ‚den jeweiligen Anschaffungswerten "des
Anlageverrögens hätten erfolgen dürfen. Zuden: hälten die kaikuislorischen Abschreibungen für Fahrzeuge und Geräte

nur einmal in Ansatz gebracht werden dürfen. Nach der von der Beklagten unter Beachtung dieser Maßgaben mit
Schriftsatz vom 4. Mai 2022 vorgelegten Alternativberechnung belaufen sich die unter I. bis Il. benannten fehlerhaften

Kostanansätze insgesamt auf 1.024.973 Euro (= 977.885 Euro + 47.088 Euro), so dass der ursprünglich in der
Gebührenkalkulation angesetzte Betrag der gebührenfähigen Kosten i. H. v. insgesarnt 6.708.892 Euro um 1.024.973
Euro auf 5.683.919 Euro zu reduzieren ist. Der prozentuale Anteil der fehlerhaft angesetzten Kosten I. H. v. insgesamt

1.024.973 Euro an den damit zulässigerweise ansatzfähigen Gesamtkosten von 5.683.919 Euro beträgt 18,03 %.
ze Vgl zur Berechnung der Fehlertoieranz bei der Gebührenkalkulafion: BVerwG, Urteil vom 27. November 2019 8 CN

118­,BVerwGE 167, 117, juris Ron. 16 (zum bayerischen Kommunalabgabengesetz).

"®. Die Kostenentscheidung folgt aus 8 154 Abs. 1 VwGQ.

": Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf 8187 VwGO i, V, m. 88708 Nr. 10, PLLZPO.

7 Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen hierfür (&132 Abs. 2 VwGO) nicht vorliegen.


